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Mündliche Anfragen 


gemäß § 111 der Geschäftsordnung (Fragestunde) für 
die 144. und 145. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am Mittwoch, den 22. Februar 1961, 
und Freitag, den 24. Februar 1961 


I. Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 

Abgeordneter Welche Verbindlichkeiten übernahm die 

Ritzel Bundesregierung unmittelbar oder mittelbar 

zur Vorbereitung des Zweiten Fernsehens, 
insbesondere in welcher Höhe wurden Kre 
dite an das Freie Fernsehen gegeben, zu- 
gesagt oder verbürgt, und welches Risiko 
hat die Bundesregierung aus gleichem An- 
laß im übrigen auf sidi genommen ? 


II. Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 

Abgeordnete Sind die vom Herrn Bundesaußenminister 

Frau Dr. Rehling am 26. Juni 1958 in Aussicht gestellten Er- 
mittlungen betr. die Ratifikation derUNESCO- 
Konvention über den Schutz von Kultur- 
gütern im Krieg nunmehr abgeschlossen, und 
bis wann kann mit der Ratifizierung dieser 
Konvention gerechnet werden ? 


III. Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 

Abgeordneter Ich frage die Bundesregierung, weshalb Ge- 

Kreitmeyer meinden, die Bundesgrenzschutzgarnisonen 

werden, nicht in gleicher Weise unterstützt 
werden wie Gemeinden, die Bundeswehr- 
garnisonen werden. 


IV. Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 

Abgeordneter Wird der Herr Bundesjustizminister in der 

Wittrock Konferenz der Justizminister anregen, daß 

Todesurteile der Kriegs- und Sondergerichte 
des Dritten Reichs in einem schnellen und 
zügigen Verfahren zu tilgen sind, wobei 
sicherzustellen wäre, daß die jetzt in einigen 
Bundesländern bestehenden günstigeren Be- 
stimmungen in der Praxis auf alle Bundes- 
länder erstreckt werden? 


Druck: Buchdnickerei Peter Meier, Bulsdorf/Siegburg 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 



Druckache 2497 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


V. Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


V. 1. Abgeordneter 

Dröscher 


V. 2. Abgeordneter 

Faller 


V. 3. Abgeordneter 

Kreitmeyer 


V. 4. Abgeordneter 

Dr. Miessner 


V. 5. Abgeordneter 

Dewald 


Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
abzuwenden, daß die deutschen Arbeitnehmer 
in den Munitionsdepots der US-Armee durch 
Neuregelung der Gefahrenzulage bei gleicher 
Arbeit und gleichen Arbeitsplatzbedingungen 
erhebliche Einbußen am Lohn erfahren sollen? 

Wann gedenkt das Bundesfinanzministerium 
den in Planung und Finanzierung längst vor- 
bereiteten Neubau des Zollabfertigungsge- 
bäudes Weil-OUerbach in Auftrag zu geben, 
um den unmöglichen Arbeitsverhältnissen 
der Beamten an der Zollabfertigung abzu- 
helfen ? 

Wie hoch ist der in den Bundeshaushaltsplänen 
1951 bis 1960 veranschlagte Betrag (Sollzahl) 
für die nach dem Gesetz zu Artikel 131 GG 
zu versorgenden ehemaligen Berufssoldaten 
und RAD-Führer, und wie hoch ist die tat- 
sächlich für diesen Personenkreis im gleichen 
Zeitraum ausgegebene Summe (Istzahl) ? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
unterschiedliche steuerliche Behandlung der 
Versorgungsbezüge der Beamten gegenüber 
den Renten der Arbeiter und Ange- 
stellten in zunehmendem Maße — vor allem 
von den rund 80 v. H. der Beamtenschaft 
umfassenden Beamten des einfachen und 
mittleren Dienstes — als unbefriedigend an- 
gesehen wird, weil die Renten praktisch 
steuerfrei sind, während die Versorgungs- 
bezüge der Beamten in voller Höhe besteuert 
werden? 

Ist die Bundesregierung bereit, von der ihr 
in § 27 Abs. 2 des Dritten Gesetzes zur 
Änderung des Bundesergänzungsgesetzes zur 
Entschädigung für Opfer der nationalsozia- 
listischen Verfolgung erteilten Ermächtigung 
Gebrauch zu machen und die Mindestrenten 
für Opfer der nationalsozialistischen Verfol- 
gung entsprechend den gestiegenen Versor- 
gungsbezügen der Bundesbeamten zu erhöhen? 


VI. Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

Abgeordneter Ist auch in anderen Teilen der Bundesrepu- 
Dr. Bechert blik bis zum Inkrafttreten der neuen Fleisch- 

beschau-Verordnung (25. März 1961) mit er- 
höhtem Angebot von Fleisch tuberkulose- 
kranker Rinder zu rechnen, wie das in der 
Presse für südwürttembergische Kreise an- 
gekündigt wurde, und für welche Teile der 
Bundesrepublik ist damit zu rechnen? 
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VII. Geschäftsbereich des Bundesministers für Arbeit 
und Sozialordnung 


VII, 1. Abgeordnete 

Frau Dr. Dr. h. c. 
Lüders 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß aus- 
ländische Arbeitskräfte zu einem beträcht- 
lichen Teil freihändig — also ohne Ver- 
mittlung offizieller Stellen, sozusagen meist- 
bietend — von Vertretern deutscher Ar- 
beitgeber angeworben und mit den notwen- 
digen Papieren versehen werden? 


VII. 2. Abgeordnete 

Frau Dr. Dr. h. c. 
Lüders 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß männ- 
liche verheiratete ausländische Arbeitskräfte 
erst allein nach Deutschland kommen und 
nach einiger Zeit Frauen und Kinder nach- 
kommen lassen, ohne in der Lage zu sein, 
diese sadigemäß unterzubringen und zu 
unterhalten, so daß sie der öffentlichen 
Unterstützung zur Last fallen? 


VII, 3. Abgeordnete 

Frau Dr. Dr. h. c. 
Lüders 


Was gedenkt die Bundesregierung in den 
unter Fragen Nr. VII/ 1 und Nr. VII/2 aufgeführ- 
ten Fällen zu tun, um den damit verbunde- 
nen Mißständen und der Belastung öffent- 
licher Kassen entgegenzuwirken? 


VII, 4. Abgeordneter 

Schneider 

(Bremerhaven) 


Welchen Standpunkt nimmt die Bundesre- 
gierung ein hinsichtlich der wiederholt ge- 
forderten Auflösung der Familienausgleichs- 
kassen und der Übernahme der Zahlungen 
des Kindergeldes duich den Bundeshaushalt 
mit dem Ziele einer Entlastung speziell der 
mittelständischen Wirtschaft? 


VII. 5. Abgeordneter 

Schneider 

(Bremerhaven) 


Was gedenkt der Herr Bundesarbeitsminister 
zu tun, um die Voraussetzungen dafür zu 
schaffen, daß die in der Angestelltenver- 
sicherung freiwillig Versicherten endlich in 
die Lage versetzt werden, die für sie richtige 
Entscheidung für ihre Altersvorsorge zu 
treffen ? 


VIII. Geschäftsbereich des Bundesministers für Verteidigung 

Abgeordneter Warum gelten bei der Überführung von 

Felder verstorbenen Soldaten im Frieden (Ministe- 

rialblatt des Bundesministers für Verteidi- 
gung Nr. 16 vom 1. Mai 1960, S. 204) nicht 
die gleichen strengen hygienischen Bestim- 
mungen hinsichtlich der Transportfahrzeuge, 
wie sie für alle anderen Bürger gesetzlich 
vorgeschrieben sind? 

IX. Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 

IX. 1. Abgeordnete Mit welchem Zuschuß zum Bau einer Bahn- 

Frau Unterführung an der Saarstraße zwischen 

Dr. Schwarzhaupt Wiesbaden und Wiesbaden — Schierstein kann 
die Stadt Wiesbaden im Haushaltsjahr 1961 
durch das Bundesverkehrsministerium rech- 
nen ? 
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IX. 2. Abgeordneter Besteht die Absicht, den Bahnhof Melling- 
Dr. Gossel hausen Kr. Diepholz für den Personen- und 

Expreßgutverkehr stillzulegen? 

IX. 3. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß der 
Ritzel von ausländischen Düsenflugzeugen oft be- 

nutzte Treibstoff J P 4 im Gegensatz zu dem 
von der Deutschen Lufthansa benutzten 
Treibstoff Kerosin bei etwaigen Unglücks- 
fällen am Boden eine weit größere Gefahr 
für Flugteilnehmer, Flughäfen und Boden- 
personal sowie für die Bevölkerung darstellt, 
und was gedenkt die Bundesregierung zu 
tun, um dieser gesteigerten Gefahr zu be- 
gegnen ? 

IX. 4. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die im Vier- 
Spitzmüller jahresplan für die Bundesstraßen im Regie- 

rungsbezirk Südbaden für 1961 vorgesehenen 
Mittel voll zum Einsatz zu bringen, schon mit 
Rücksicht auf die dortige Bevölkerung, die 
weitgehend auf den Fremdenverkehr ange- 
wiesen ist? 


X. Geschäftsbereich des Bundesministers für Wohnungsbau 

Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
Schmitt- Firma Mannesmann - Stahlblechbau GmbH, 

Vockenhausen Solingen-Ohligs, in den Reklameschriften für 
ihre feuerbeständigen Schutzraumtüren mit 
dem Vermerk „laut Bescheinigung des Bun- 
desministers für Wohnungsbau vom 14. Mai 
1954 als Abschluß für Schutzräume zuge- 
lassen" wirbt, und kann die Bundesregierung 
mitteilen, auf welche Rechtsgrundlage sich 
diese „Zulassung" stützt? 


XI. Geschäftsbereich des Bundesministers für 
gesamtdeutsche Fragen 

Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, durch Presse, 
Kreitmeyer Rundfunk, Fernsehen, diplomatische Schritte 

und Aufklärungsvorträge das widerrechtliche 
Verbot der Abhaltung des Evangelischen 
Kirchentages und der Synode im sowjetisch 
besetzten Sektor Berlins an allen Plätzen 
der Welt, wo deutsche Vertretungen sich 
befinden, zu verbreiten und die politische 
Bedeutung dieses Verhaltens zu erläutern? 


Bonn, den 17. Februar 1961 
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